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Stellungnahme zur Allgemeinen Richtlinie zur Nutzung des zentralen Internetzuganges, des 
Mailsystems und der zentralen IP‐TK‐Vermittlung des Corporate Network (CN) des Freistaates 
Thüringen 

Eine allgemeine Richtlinie für alle Beschäftigten, die das CN des Freistaates nutzen, wird 
begrüßt. Ebenso begrüßen wir die Möglichkeit, durch Dienstvereinbarungen weitere 
dienstellenbezogene Konkretisierungen vorzunehmen. Jedoch vermissen wir hierfür 
erkennbare Gestaltungsspielräume oder Öffnungen in der allgemeinen Richtlinie. Die 
allgemeine Richtlinie regelt die Nutzung weitgehend abschließend.  

Insbesondere für den Abschnitt 1 vermissen wir eine Definition der Nutzung an sich, da hier 
keine Öffnung für eine geringfügige private Nutzung eingeräumt wird. So muss dringend 
klargestellt werden, dass der Empfang nicht‐dienstlicher Mails noch nicht als Nutzung 
anzusehen ist. Selbst bei grundsätzlicher Geheimhaltung dienstlicher Mailadressen kann kein 
Beschäftigter ausschließen, dass Dritte sich diese Mailadresse verschaffen und für private 
Mitteilungen oder Werbung benutzen. Daraus darf für den Beschäftigten kein Dienstvergehen 
resultieren. Vielmehr ist bei Nutzung auf das eigene aktive Handeln des Beschäftigten 
abzustellen. An dieser Stelle fehlen dann auch Vorgaben, wie mit den nicht‐dienstlichen Mails 
umgegangen werden soll oder zumindest der Hinweis, dass dafür örtliche Vereinbarungen zu 
treffen sind. 

Im Abschnitt 2 ist sehr zu begrüßen, dass eine geringfügige private Nutzung des Internets 
zulässig sein soll. Die getroffenen Einschränkungen sind weitgehend nachvollziehbar. Bedenken 
erheben wir gegen das Verbot des Abrufens/Ladens kostenpflichtiger Informationen für alle die 
Fälle, in denen die entstehenden Kosten direkt vom Beschäftigten getragen werden. In diesen 
Fällen entstehen dem Freistaat keine Verpflichtungen und daher geht ein generelles Verbot 
unserer Meinung nach zu weit. Weiterhin halten wir ein generelles Verbot des Downloads von 
Video, Musik und Bildern sowie von ausführbaren Programmen (Java, Flash u.ä.) und deren 
zumindest temporäre Speicherung für nicht realistisch. Die Mehrzahl der Webseiten ist heute 
multimedial mindestens mit Bildern, zum Teil auch mit Videos und Musik gestaltet, die beim 
Seitenaufruf heruntergeladen werden. Bei einem generellen Verbot, wie in der Richtlinie 
formuliert, dürfte praktisch keine Webseite mehr aufgerufen werden, da sie mit großer 
Wahrscheinlichkeit solche Elemente enthalten wird. Das gleiche trifft auf E‐Mail‐Anhänge zu. 
Hier halten wir eine Präzisierung für notwendig. 



Die Nutzung der IP‐TK‐Anlage für private Telefonate begrüßen wir, auch wenn anzunehmen ist, 
dass die Notwendigkeit mit weiter steigender Ausstattung der Beschäftigten mit privaten 
Mobiltelefonen abnehmen wird. Wir vermissen jedoch an dieser Stelle detailliertere Aussagen 
zu den FreeCall‐Calling Cards und deren Anbietern, auf die die Beschäftigten hier verwiesen 
werden. 

Besonders kritisch sehen wir die in Abschnitt 4 vorgesehene anlasslose stichprobenweise 
Kontrolle der protokollierten Verbindungsdaten. Damit wird die Möglichkeit eröffnet, 
rastermäßig das Verhalten der Beschäftigten zu überprüfen, ohne dass dafür ein 
technisch/systembedingter Anlass wie z.B. Funktionsstörungen gegeben ist. Der 
berechtigterweise in der Richtlinie formulierte Zweck solcher Überprüfungen wird damit 
ausgehebelt. Deshalb muss die Richtlinie dahingehend geändert werden, dass ausschließlich 
anlassbezogene Kontrollen von protokollierten Verbindungsdaten entsprechend den genannten 
Zweckbestimmungen zulässig sind. 

Positiv ist die in Abschnitt 4 zugesicherte besondere Vertraulichkeit der Telekommunikation der 
Personalräte zu bewerten. Fraglich bleibt in diesem Zusammenhang, wie dies erfolgen soll. Dies 
wäre aus unserer Sicht unbedingt zu ergänzen, damit für Personalräte wie für Beschäftigte der 
gewahrte Vertrauensschutz auch erkennbar und nachprüfbar wird. Die Regelung sollte 
zusätzlich auf Schwerbehindertenvertreter und Gleichstellungsräte ausgeweitet werden. 

Da sich die als Anlage beigefügte Muster‐Dienstvereinbarung in ihrem Wortlaut an der 
Richtlinie orientiert, gelten hierfür die oben gemachten Ausführungen. Kritisch ist anzumerken, 
dass die in der Muster‐Dienstvereinbarung verwendeten Formulierungen teilweise wesentlich 
restriktiver sind als die der Richtlinie, da nicht mehr nach dienstlicher und privater Nutzung 
unterschieden wird. Somit werden auch dienstliche Nutzungen eingeschränkt, die laut Richtlinie 
nur für private Nutzung gelten sollen. Hier muss den handelnden Personalräten mindestens ihr 
vorhandener Spielraum verdeutlicht werden. Besser wäre jedoch, die Muster‐
Dienstvereinbarung würde weniger einschränkend formuliert. Außerdem sollte in § 7 (1) eine 
geschlechtsneutrale Form gewählt werden, da sonst der Schluss möglich wäre, dass nur 
(männliche ) Mitarbeiter bei Verdacht überprüft werden können. 


